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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Gerald Thalheim, Anke Fuchs (Köln), Rolf Schwanitz, Ernst 
Bahr, Wolfgang Behrendt, Tilo Braune, Dr. Eberhard Brecht, Christel Deichmann, 
Peter Enders, Iris Follak, Katrin Fuchs (Verl), Iris Gieicke, Hans-Joachim Hacker, 
Manfred Hampel, Christel Hanewinckel, Reinhold Hemker, Stephan Hilsberg, 
Jelena Hoffmann (Chemnitz), Ingrid Holzhüter, Wolfgang Ute, Renate Jäger, Ilse 
Janz, Sabine Kaspereit, Siegrun Klemmer, Thomas Krüger, Dr. Uwe Küster, 
Christine Kurzhals, Werner Labsch, Winfried Mante, Dorle Marx, Christoph 
Matschie, Markus Meckel, Herbert Meißner, Christian Müller (Zittau), Gerhard 
Neumann (Gotha), Kurt Palis, Albrecht Papenroth, Renate Rennebach, Dr. Edelbert 
Richter, Dr. Hermann Scheer, Siegfried Scheffler, Horst Schild, Dr. Emil Schnell, 
Gisela Schröter, Dr. Mathias Schubert, Richard Schuhmann (Delitzsch), Brigitte 
Schulte (Hameln), Ilse Schumann, Rolf Schwanitz, Horst Sielaff, Wieland Sorge, 
Jörg-Otto Spüler, Dr. Peter Struck, Dr. Bodo Teichmann, Jella Teuchner, Wolfgang 
Thierse, Siegfried Vergin, Reinhard Weis (Stendal), Matthias Weisheit, Gunter 
Weißgerber, Heidemarie Wright, Rudolf Scharping und der Fraktion der SPD 


Zum Urteii des Bundesverfassungsgerichts im Zusammenhang mit den 
Altschulden der Landwirtschaft in den neuen Ländern und dem dazu ergangenen 
Prüfauftrag des Bundesverfassungsgerichts an die Bundesregierung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. den Prüfauftrag des Bundesverfassungsgerichts sofort in An- 
griff zu nehmen und zu ermitteln, ob die mit Altschulden be- 
lasteten landwirtschaftlichen Unternehmen in angemessener 
Zeit in der Lage sind, die Verbindlichkeiten zu tilgen; 

2. dem Deutschen Bundestag bis zum Ende des Jahres 1997 das 
Ergebnis der Prüfung in einem Bericht vorzulegen und darzu- 
stellen, wie viele Unternehmen mit welchen Altschuldenvolu- 
men nicht in der Lage sein werden, die Schulden zu tilgen so- 
wie 

3. darzulegen, welche Maßnahmen in weichem Umfang nach 
Auffassung der Bundesregierung geeignet sind, um landwirt- 
schaftliche Unternehmen zu unterstützen, die eine Schulden- 
befreiung aus eigener Kraft nicht schaffen können. 

Bonn, den 16. April 1997 


Dr. Gerald Thalheim 
Anke Fuchs (Köln) 


Rolf Schwanitz 
Ernst Bahr 
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Begründung 

Die Landwirtschaft der neuen Länder hat den Umstrukturierungs- 
prozeß nach der politischen Wende weitestgehend erfolgreich ab- 
solviert. Dazu beigetragen haben in einer Übergangsphase u. a. 
auch die Rangrücktrittsvereinbarungen zugunsten der landwirt- 
schaftlichen Unternehmen mit Altschulden aus früheren DDR- 
Zeiten. Dennoch lasten diese Altschulden auf vielen land- 
wirtschaftlichen Unternehmen, behindern weitere notwendige 
einzelbetriebliche Anpassungsmaßnahmen und bringen damit zu- 
sätzlich Arbeitsplätze, insbesondere in Veredelungsbetrieben und 
in besonders schwach strukturierten, bereits jetzt mit hohen Ar- 
beitslosenzahlen versehenen ländlichen Räumen in Gefahr Die 
Bundesregierung ist daher aufgerufen, umgehend den Prüf auftrag 
des Bundesverfassungsgerichts aufzugreifen und aufzuzeigen, in 
welchem Umfang landwirtschaftliche Unternehmen nicht in der 
Lage sind, eine Schuldenbefreiung aus eigener Kraft zu bewerk- 
stelligen und welche Maßnahmen in welchem Umfang erforder- 
lich sind, um möglichst vielen umstrukturierten Unternehmen ein 
Überleben im Interesse der Menschen auf dem Lande zu ermögli- 
chen. 
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